
Antwort
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– Drucksache 20/3857 –

Zu den digitalpolitischen Zielen und Maßnahmen des Bundesministeriums
des Innern und für Heimat bis 2025

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) hat am 28. April 
2022 sein digitalpolitisches Programm bis 2025 vorgestellt (https://www.bmi.
bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/it-digitalpoli
tik/digitalprogramm.pdf?__blob=publicationFile&v=3; zitiert als „Digitalpro-
gramm“). Die Bundesministerin des Innern und für Heimat, Nancy Faeser, 
möchte mit diesem Programm Deutschland „moderner, bürgernäher und digi-
taler machen“ (https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/
2022/04/digitalprogramm.html).

Das Digitalprogramm ruht auf insgesamt fünf Säulen: staatliche Leistungen 
für Menschen und Unternehmen digitalisieren (Digitalprogramm, S. 6); den 
Staat modernisieren (ebd., S. 7); die Cybersicherheitsarchitektur modernisie-
ren und harmonisieren (ebd., S. 8); Daten rechtssicher erschließen und nutzen 
(ebd., S. 9); die digitale Souveränität festigen und interoperable Infrastruktur 
schaffen (ebd., S. 10). Diese Linien sind mit Maßnahmen bis zum Jahr 2025 
unterlegt, dem Ende der 20. Legislaturperiode.

Mit dem Digitalprogramm werden nach Auffassung des BMI zentrale Ver-
abredungen des Koalitionsvertrages von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP (https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04
221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-data.pdf?downlo
ad=1; zitiert als „Koalitionsvertrag“) umgesetzt. So soll etwa eine Cloud der 
öffentlichen Verwaltung aufgebaut werden, eine verfassungsfeste Register-
modernisierung hat Priorität, ebenso Lösungen durch Automation bei digitalen 
Verwaltungsleistungen (Koalitionsvertrag, S. 15). Der Krieg in der Ukraine 
mache es zudem erforderlich, dass Deutschland seine Cyberfähigkeiten aus-
baue (https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2022/04/
digitalprogramm.html).
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V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung hat am 31. August 2022 die gemeinsame Digitalstrategie 
„Gemeinsam digitale Werte schöpfen“ der Bundesregierung verabschiedet. 
Federführend zuständig ist hier das Bundesministerium für Digitales und Ver-
kehr (BMDV). Die Digitalstrategie gibt den übergeordneten Rahmen der Digi-
talpolitik in Deutschland für die aktuelle Legislaturperiode vor und ist als 
Dachstrategie zu verstehen. Sie dient allen Ressorts als Kursbuch für die jewei-
ligen fachspezifischen Strategien und Maßnahmen. Da sich das Bundesministe-
rium des Innern und für Heimat (BMI) im Rahmen dessen als ein Treiber der 
Digitalisierung mit einem breiten Spektrum an Aufgaben sieht, hat es mit dem 
Digitalprogramm eigene digitalpolitische Ziele bis 2025 festgelegt. Ziel ist es, 
die Digitalisierung auch von Seiten des BMI schnell, spürbar und sicher voran 
zu bringen. Das Digitalprogramm basiert dabei auf fünf strategischen Themen-
feldern: Staatliche Leistungen für Menschen und Unternehmen digitalisieren, 
den Staat modernisieren, die Cybersicherheitsarchitektur modernisieren und 
harmonisieren, Daten rechtssicher erschließen und nutzen und die Digitale Sou-
veränität festigen und interoperable Infrastruktur schaffen. Diese fünf Themen-
felder bündeln die wesentlichen gesellschaftlichen, strukturellen und auch tech-
nischen Herausforderungen im Kontext der Digitalisierung von Gesellschaft, 
Staat und Verwaltung.

 1. Wie viele Verwaltungsdienstleistungen bietet nach Kenntnis der Bundes-
regierung der deutsche Staat seinen Bürgern aktuell an, und wie viele da-
von können bereits vollständig digital in Anspruch genommen können 
(bitte ausführen)?

Das Onlinezugangsgesetz (OZG) verpflichtet Bund und Länder, ihre Verwal-
tungsleistungen bis Ende 2022 auch elektronisch über Verwaltungsportale an-
zubieten. Als Basis für die Digitalisierung dieser Verwaltungsleistungen dient 
der „Leistungskatalog der öffentlichen Verwaltung“ („LeiKa“). Insgesamt circa 
7 600 Verwaltungsleistungen (sog. „LeiKas“) müssen demnach im Rahmen
des OZG digitalisiert werden. Diese LeiKas werden in sog. „OZG-Leistungen“, 
das sind Leistungsbündel bestehend aus bis zu mehreren Hundert Verwaltungs-
leistungen, zusammengefasst.
Der aktuelle Umsetzungsstand kann dem Dashboard Digitale Verwaltung unter 
www.onlinezugangsgesetz.de/dashboard entnommen werden. Dieses zeigt 
monatlich aktuell den Fortschritt der OZG-Umsetzung an. Im Dashboard-Indi-
kator „Entwicklungsstand von im Digitalisierungsprogramm aktiven OZG-
Leistungen“ wird der Fortschritt von aktiv im Programm umgesetzten OZG-
Leistungen dargestellt.
Demnach gilt eine OZG-Leistung im Digitalisierungsprogramm Föderal als 
online verfügbar (Kennzahl Go-lives (Weiterentwicklung in Ausbaustufen)), 
wenn mindestens eine Kommune einen Onlineservice für eine zum OZG-
Leistungsbündel zugehörige Verwaltungsleistung anbietet. Zur Zielerreichung 
einer vollständigen OZG-Umsetzung werden diese Onlineservices kontinuier-
lich weiterentwickelt, bis sie flächendeckend in allen Ländern und Kommunen 
in Deutschland nutzerfreundlich verfügbar sind. Digitale Leistungsangebote 
aus dem Digitalisierungsprogramm Bund sind bereits mit ihren Go-lives 
deutschlandweit verfügbar.
Insgesamt wurden im Rahmen der aktiven OZG-Umsetzung 106 OZG-Leistun-
gen umgesetzt.
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Zudem gibt es OZG-Leistungen, die außerhalb des OZG-Programms (z. B. be-
reits vor dem OZG oder eigenständig von Behörden außerhalb des OZG) digi-
talisiert wurden. Diese werden im Dashboard-Indikator „Online-Verfügbarkeit“ 
mitbetrachtet und in der Deutschlandkarte dargestellt.

 2. Wie genau soll der künftige „Digitalcheck“ (siehe Digitalprogramm, 
S. 7) bei Gesetzen des Bundes aussehen?

a) Wird es primär darum gehen, dass das jeweilige Gesetz digital aus-
geführt werden kann unter Abbau der Schrifterfordernisse?

b) Wird es darum gehen, welche inhaltlichen digitalen Voraussetzungen 
und Folgen ein jeweiliges Gesetz haben wird?

c) Wird es darum gehen, dass beim jeweiligen Gesetz eine Verein-
fachung des zu regelnden Sachverhaltes im Zentrum steht?

Die Fragen 2 bis 2c werden zusammen beantwortet.
Grundlage des Digitalchecks sind die Ausführungen im Koalitionsvertrag. 
Unter Federführung des BMI wird derzeit an der konkreten Ausgestaltung des 
Digitalchecks gearbeitet. Da nahezu alle Ressorts Regelungsentwürfe vorberei-
ten, werden sämtliche betroffene Ressorts eingebunden.

 3. Zählt nach Auffassung der Bundesregierung zur Sicherstellung der 
Handlungsfähigkeit des Staates im digitalen Raum („digitale Souveräni-
tät“) auch der Rückgriff auf Hard- und Software vertrauenswürdiger Her-
steller, und wenn ja, welche Schritte unternimmt die Bundesregierung 
bereits jetzt konkret, um Hard- und Software vertrauenswürdiger Herstel-
ler zu beschaffen, wie wird dabei die Vertrauenswürdigkeit gewährleistet, 
und welche Schritte sind in der näheren Zukunft bis 2025 geplant?

Mit der Hybridstrategie (vgl. Strategie zur Stärkung der Digitalen Souveränität 
für die IT der Öffentlichen Verwaltung) verfolgt die Bundesregierung einen 
ganzheitlichen Ansatz zur Stärkung der Digitalen Souveränität der Öffentlichen 
Verwaltung. Durch ihre Umsetzung soll gewährleistet werden, dass die Öffent-
liche Verwaltung in ihren Rollen als Nutzer, Bereitsteller und Auftraggeber 
zwischen den Angeboten verschiedener Anbieter wechseln kann („Wechsel-
möglichkeit“), diese (mit)entwickelt („Gestaltungsfähigkeit“) oder ihre Anfor-
derungen und Bedarfe an die Anbieter proprietärer Soft- und Hardwarelösun-
gen kommunizieren kann („Einfluss auf Anbieter“). Der angesprochene Aspekt 
der „Vertrauenswürdigkeit“ ist insofern kein unmittelbar einschlägiges Krite-
rium zur Bewertung eines Anbieters hinsichtlich des Ziels Digitaler Souveräni-
tät der Öffentlichen Verwaltung. Allerdings ist der Aspekt der „Vertrauenswür-
digkeit“ eine Teilmenge des Prüfungspunktes „Einfluss auf Anbieter“ und zählt 
insofern zur „Digitalen Souveränität“ im Sinne der Strategie zur Stärkung der 
Digitalen Souveränität für die IT der Öffentlichen Verwaltung der Bundesregie-
rung. Insbesondere im Zulassungsschema des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI) wird dieser Aspekt in Anlehnung an einschlä-
gige internationale Kriterien und Methoden (ISO 15408 bzw. ISO 18045 – d. h. 
Common Criteria samt deren Methodik) angewandt.
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 4. Welche Bundesministerien, Behörden und Dienststellen des Bundes nut-
zen bereits Open-Source-Lösungen, zu welchen Zwecken und mit wel-
chen Erfahrungen?

Welche Programme welcher kommerziellen Anbieter kommen in den ge-
nannten Einrichtungen bislang zum Einsatz, und wie lang laufen die Ver-
träge zur Nutzung, Wartung und Aktualisierung der Software?

Grundsätzlich hat die Bundesregierung sich zum Ziel gesetzt, mehr Open 
Source Software einzusetzen, um von der Innovationskraft von Open Source 
profitieren zu können, sowie die Digitale Souveränität der Verwaltung zu stär-
ken.
In verschiedenen Bereichen wird daher schon heute vermehrt auf den Einsatz 
von Open Source Software gesetzt. Um diese Entwicklung weiter zu unterstüt-
zen hat die Bundesregierung verschiedene Maßnahmen aufgesetzt u. a. soll mit 
der Gründung des „Zentrums für Digitale Souveränität der Öffentlichen Ver-
waltung“ die Verfügbarkeit moderner, leistungsfähiger und skalierbarer Open 
Source Software Lösungen sichergestellt sowie der Einsatz von Open Source 
Software in der Öffentlichen Verwaltung forciert werden.
Die Frage nach den in den Bundesbehörden konkret verwendeten Open Source 
Lösungen und die weiteren Detailfragen können nach Abwägung nicht, auch 
nicht eingestuft, übermittelt werden. Die Daten könnten zum einen von Techno-
logieanbietern genutzt werden, um eine zielgenaue Ansprache vorzunehmen. 
Zum anderen lassen die angefragten Informationen Rückschlüsse auf die kon-
kreten Arbeitsweisen in der Bundesverwaltung zu und könnten gezielt genutzt 
werden, um Schwachstellen in der IT-Struktur zu identifizieren. Diese Informa-
tionen könnten u. a. für Hackerangriffe genutzt werden und damit die Bundes-
verwaltung erheblich beeinträchtigen. Hierdurch würde die Aufgabenerfüllung 
dieser Behörden behindert und damit das Staatswohl gefährdet werden. Denn 
ein erfolgreicher Angriff auf die verwendeten IT-Systeme könnte dazu führen, 
dass die verwendeten Open Source Produkte für ihre Aufgabenerfüllung nicht 
mehr zur Verfügung stehen. Darüber hinaus wäre ggf. hier eine Ersatzbeschaf-
fung kurzfristig nicht möglich und dadurch die Aufgabenerfüllung der betroffe-
nen Behörde erheblich beeinträchtigt. Deswegen kann auch das geringfügige 
Risiko des Bekanntwerdens der angefragten Informationen nicht getragen wer-
den und nach Abwägung kommt die Bundesregierung zu dem Entschluss, dass 
auch eine eingestufte Übermittlung nicht erfolgen kann.

 5. Wie genau und an welchen Punkten will die Bundesregierung die be-
stehende „Datenstrategie der Bundesregierung vorantreiben“ (siehe Digi-
talprogramm, S. 9)?

Die Bundesregierung wird die Datenstrategie vorantreiben und dabei den Fokus 
auf die verstärkte Datenbereitstellung und -nutzung unter Berücksichtigung der 
europäischen Rechtsakte legen. Die Arbeiten haben auf Arbeitsebene begon-
nen.

 6. Nimmt sich die Bundesregierung für ihr Digitalprogramm Länder zum 
Vorbild, die im Ruf stehen, im Bereich digitaler Verwaltung und Regie-
rung Pionierarbeit geleistet zu haben, und wenn ja, welche Länder sind 
das, und warum?

Die Bundesregierung ist mit Regierungen in Europa und der Welt immer auch 
im Kontakt, mit dem Anspruch sich über Best Practises auszutauschen und 
voneinander zu lernen.
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 7. Worin genau besteht der Nutzen eines „Datengesetzes“ (siehe Digital-
programm, S. 9), um Standards zur Erhöhung der Datenqualität zu ver-
einheitlichen sowie die Nutzung von Daten innerhalb und außerhalb der 
Verwaltung zu erhöhen?

Der Koalitionsvertrag enthält zahlreiche datenpolitischen Maßnahmen, die zum 
Teil auch gesetzgeberisch umzusetzen sind. Dazu gehören unter anderem Maß-
nahmen zur Nutzung von Forschungsdaten, Gesundheitsdaten, Mobilitätsdaten 
und Verwaltungsdaten, die Weiterentwicklung der Informationsfreiheitsgesetze 
zu einem Bundestransparenzgesetz und ein Rechtsanspruch auf Open Data. 
Darüber hinaus sind datenrechtliche Vorgaben aus EU-Rechtsakten wie z. B. 
dem Data Governance Act, und dem Digital Services Act und dem Digital 
Markets Act umzusetzen bzw. zu beachten. Darüber hinaus wird derzeit mit 
dem Data Act ein europaweit geltender horizontaler Rechtsrahmen für die Zu-
gänglichkeit und Nutzung von Daten geschaffen. In Abhängigkeit vom Ergeb-
nis der Verhandlungen ist über den Bedarf für ein eigenständiges nationales 
Datengesetz zu entscheiden

 8. Wie genau soll die „Stärkung der Digitalen Souveränität in der Cyber-
sicherheit“ (siehe Digitalprogramm, S. 8) vorgenommen werden?

Welche Indikatoren zur Zielerreichung gibt es, welche Maßnahmen wer-
den konkret ergriffen, welche Behörden sind wie involviert, welche poli-
zeilichen und nachrichtendienstlichen Befugnisse sollen gegebenenfalls 
erweitert werden?

Die Konkretisierung des Digitalprogramms findet sich umfänglich in der im 
Juli 2022 vorgestellten Cybersicherheitsagenda des BMI (https://www.bmi.bun
d.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/sicherheit/cybersi
cherheitsagenda-20-legislatur.pdf?__blob=publicationFile&v=4). Abschnitt 7 
der Cybersicherheitsagenda des BMI zeigt dabei die konkreten Ziele zur Stär-
kung der Digitalen Souveränität in der Cybersicherheit. Innerhalb des BMI 
werden die Maßnahmen mit den dazugehörigen Zielen in einem internen Be-
richtswesen messbar gemacht.
Bzgl. der Frage welche polizeilichen und nachrichtendienstlichen Befugnisse 
erweitert werden sollen wird auf die Antworten zu den Fragen 13 und 22 bis 25 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf 
Bundestagsdrucksache 20/3762 vom 28. September 2022 verwiesen.

 9. Wie genau will die Bundesregierung das Lobbyregistergesetz „nach-
schärfen“ (siehe Koalitionsvertrag, S. 10; Digitalprogramm, S. 7)?

Die Bundesregierung bereitet aktuell eine Änderung des Lobbyregistergesetzes 
(LobbyRG) zur Umsetzung des Koalitionsvertrages vor. Derzeit stimmt sich 
die Bundesregierung in Hinblick auf die verfassungsrechtlichen Voraussetzun-
gen einer Ausweitung der Eintragungspflicht sowie Fragen des Gesetzgebungs-
verfahrens ab.
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10. Worin bestehen die gegenwärtigen Defizite der Beschäftigten der Bun-
desverwaltung im digitalen Bereich, die durch Trainingsprogramme der 
Digitalakademie (siehe Digitalprogramm, S. 7) angegangen und behoben 
werden sollen?

Zur Begleitung und Umsetzung der digitalen Transformation ist ein digitales 
Mindset aller involvierten Personen erforderlich, welches auch oberste Füh-
rungskräfte einschließt. Da zudem die Kenntnisse zu Einzelfragen der digitalen 
Transformation bei jedem Einzelnen unterschiedlich stark ausgeprägt sind, be-
steht Handlungsbedarf die vorhandenen Kenntnisse ggf. aufzufrischen oder zu 
erweitern.
Das Trainingsprogramm #digitaljourney der Digitalakademie Bund befähigt da-
her oberste Führungskräfte der öffentlichen Verwaltung Digitalisierung und die 
damit einhergehende Transformation zu verstehen, zu erleben und mitzugestal-
ten. Das Programm der #digitaljourney setzt sich für die Stärkung von Verant-
wortungsträgern und Veränderungsfähigkeit ein. Denn digitale Veränderung 
und nachhaltige Schaffung von digitalen Strukturen und Lösungen entsteht 
nicht von selbst. Sie muss von Menschen entwickelt, gefördert und durch-
gesetzt werden. Die #digitaljourney gibt Menschen das Wissen, die digitalen 
Kompetenzen und die Kontakte, die sie brauchen, um solche Veränderungen zu 
bewirken.

11. Welche Kosten werden der Verwaltung durch die skizzierten Maßnah-
men bis zum 2025 entstehen, und welche direkten und indirekten Kosten 
entstünden der Verwaltung, wenn die skizzierten Maßnahmen nicht er-
griffen würden?

Die Finanzierung von Maßnahmen des Digitalprogramms des BMI erfolgt im 
Rahmen der jeweils vorhandenen Ansätze des Einzelplans 06. Die direkten und 
indirekten Kosten bis 2025 können aufgrund fehlender Vergleichbarkeit nicht 
beziffert werden.

12. Gibt es analog zum Digitalprogramm des BMI auch vergleichbare Pro-
gramme anderer Bundesministerien bzw. wird es sie geben, und wenn ja, 
gibt es eine koordinierende Stelle innerhalb der Bundesregierung, um 
Dopplungen und Redundanzen zu verhindern, und welche Stelle wäre 
das?

Die Digitalstrategie der Bundesregierung bildet die politische Dachstrategie für 
alle Digitalthemen – wie in der Vorbemerkung der Bundesregierung bereits er-
wähnt. Zusätzlich steht es jedem Ressort frei, in eigener Zuständigkeit und für 
den eigenen thematischen Aufgabenschwerpunkt ein ressorteigenes Digital-
programm zu erstellen bzw. bereits existierende, auf die jeweiligen ressort-
spezifischen Digitalisierungsziele einzahlende Digitalprogramme umzusetzen.
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13. Hat die Bundesregierung mit ihrem Vorhaben, „Deutschland zum Vor-
reiter für das innovative und verantwortungsvolle Nutzen und Teilen von 
Daten in Europa“ zu machen (siehe Digitalprogramm, S. 9), bevorzugt 
jene Daten im Besitz der öffentlichen Hand im Blick oder auch jene 
Datensammlungen, die sich auf den Servern kommerziell ausgerichteter 
Unternehmen befinden?

Falls Letzteres der Fall ist: Wie und aufgrund welcher rechtlichen bezie-
hungsweise gesetzlichen Grundlage sollten private Unternehmen zum 
Datenteilen bewegt werden (können)?

Die Bundesregierung strebt das innovative und verantwortungsvolle Nutzen 
und Teilen sowohl im Hinblick auf Daten der öffentlichen Hand als auch im 
Hinblick auf Daten Privater an. Dies geschieht auf vielen Ebenen. Der Data 
Governance Act sieht zum Beispiel eine verstärkte Weiterverwendung ge-
schützter Daten im Besitz öffentlicher Stellen, die Förderung von Datenvermitt-
lungsdiensten und die Unterstützung des Datenaltruismus vor. Der derzeit auf 
EU-Ebene verhandelte Data Act sieht Ansprüche auf Zugang zu Daten, die bei 
der Nutzung eines Produktes oder verbundenen Dienstes erzeugt werden, vor. 
Die Open Data Strategie der Bundesregierung sieht die verstärkte Bereitstel-
lung von Verwaltungsdaten als Open Data vor.
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